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Dag, Justizobersekretärin 
als Urkundsbeamtiri der 
Geschäftsstelle 

N. DES VC 

KlifWr. 

In dem Rechtsstreit 

Vwt. SS' |8äf Mdt.: 

RA E I N G E G A N G E N  tonnt-
nisn. 

SB 2 4. OKT. 2014 RÜCk-
Sfy. 

Rick-
spr. FRANK DOHRMANN 

RECHTSANWALT 
Zah­
lung 

zdA SW-
luopa 

1. 
2. 
3. 

der Frau 
der Frau^l 
der Frau /k 

Bottrop, 
m m  Bottrop. 

W Bottrop, 
Klägerinnen, 

Prozessbevollmächtigter: Pe^-'sanwalt 

g s c r. 

die übrigen Wohnungseigentümer der w n n  
bestehend aus, • 

Bottrop, 

1. Herr 
2. Frau 
3. Frau 
4. Frau ( 
5. Herr! 
6. Frau 
7. Herr \ 
8. Frau 
9. Frau 

10. Frau i 
11. Herr { 
12. Frau I 
13. Herr 
14. Frau 

Bottrop, 
Bottrop, 

Schlangen, 
jß Bottrop, 
1 Bottrop, 

l Bottrop, 
i- Bottrop, 

Bottrop, 
>. Bottrop, 

•1 Bottrop, 
Rotfrop, 

Bottrop, 
• Bottrop, 

Bottrop, 



15. Herr|  
16. Frau I 
17. Frau fe 

t Oberhausen, 
0 ^  Dortmund 
N ü f r  Bottrop, 

18. Herr 
19. Frau 

Bottrop 
Bottrop, 

20. Frau Bottrop 

vertr. cl. d. Verw. Hausvervualf'uno / Bottrop, 
Beklagte 

Prozessbevollmächtigte: anwälte 

hat die 20. Zivilabteilung des Arnts^vrc.i -n Bottrop 
auf die mündliche Verhandlung vorn . .;14 
durch den Richter am Amtsg-rich? IV . i . ' v j  

für Recht ernannt: 

Der auf der Wohnungseigentüme vrsammlung vom 23.06.2014 zu TOP 3 

gefasste Beschluss (Neufassung : • : <r:usordnung) wird insoweit für unwirksam 

erklärt, als Hunde verboten sind. 

Die Beklagten tragen die Kr,;-.:;:. . Rechtsstreits bei einem Streitwert von 

3.000,00 Euro. ' 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Den Beklagten bleibt nachgelassen, die 

Vollstreckung durch Sichemeitsor^urig in Höhe von 110 % des zu 

vollstreckenden Betrages abzuv^ /X >. wenn nicht zuvor die Kläger Sicherheit 

in gleicher Höhe leisten. 

Tatbestand: 

Die Parteien sind die jer Wohnungseigentümergemeinschaft 

Bottrop. 

Am 23.06.2014 fand eine Eigentors ^sammlung statt, deren Ergebnis in der 

Niederschrift vom 24.06.2014 festgeha! -T • ist. Unter TOP 3 wurde eine neu gefasste 

Hausordnung mehrheitlich mit 11 Ja-o^n^an, 2 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen 

beschlossen. Diese Hausordnuno si-^i vor, dass gefährliche Tiere und Hunde 

verboten seien. 



Die Kläger sind mit dem Verbot von H nicht einverstanden. Ein generelles 

Verbot von Hunden entspreche nicht ot-»c.iporriäßer Verwaltung. Die Regelung 

sei viel zu unbestimmt, weil sie zu w-v-; Sio schränke die Rechte der 

Kläger in nicht zurnutbarer Weise ein. 

Die Kläger beantragen, 

den Beschiuss zu TOP 3 mg der Hausordnung) insoweit 

aufzuheben, als Hunde verboten sV-o 

Die Beklagten beantragen, 

die Klage abzuweisen. 

Der angefochtene Beschiuss sei nichi 

nach § 15 Abs. 2 WEG. Es sei zu\ä<>: 

Hundehaltung zu untersagen. 

'! • •':arioen. Er regele den Gebrauch 

: M'.;hrherisbesch!uss die komplette 

Zur Ergänzung dev, Sach- und Streitstr.c - • v/i-d auf die zwischen den Parteien 

gewechselten Schriftsätze verwiesen. 

Entscheiduncisqründe: 

Die Klage ist gernäß. § 43 Abs. 1 Ziff. 4 W .' .-vi.-V-.siy. Sie ist auch begründet. 

Grundsätzlich ist die Eigentümerversamr befugt, mit Mehrheitsbeschluss eine 

Hausordnung aufzustellen, in der \ r.-.ialterisvorschriften zum Schutz der 

Liegenschaft und der Aufrechterhaltur; • • und Ordnung und des 

Hausfriedens enthalten sind. Das f o v  , ?. Ab:... 3 und 5 Ziffer 1 WEG. 

Gegenstand eine, zulässigen Hauso: </g können alle Regelungen und 

Umschreibungen von Sorgfaltspflichten >r Eigentümer sein, die den Grundsätzen 

ordnungsgemäße;- Verwaltung entspre- •. Voraussetzungen erfüllt das 

Verbot der Hunde! laltung in der am 2 3 . 0 ' 4  beschlossenen Neufassung der 

Hausordnung nicht. Denn anders a;? für die Art unc Weise der 

Hundehaltung kar r, das generelle Verbo •>< ^ndehallung nicht Gegenstand einer 

Hausordnung sein, da ein solches die de; . 'oc^reigen-^p immanenten Rechte des 

Wohnungseig.er.tür.isrs beschränkt. Das • . jS/MQr-.'itjm ist individualeigentum, 



mit dem der Wohruingseigentümer ?!'•• rnen der gesetzlichen Vorschriften nach 

Belieben verfahren kann (903 BGB). : •; .u gehört auch das grundsätzliche Recht auf 
Haltung von Hunden a's Frein^v 'i^nl des Sondereigentümers (Bärmann, 

Wohnungseigentumsgesetz, § 10 '<9 mN). Derartige Freiheitsrechte sind 
mehrheitsfesc, das heißt, die Gervioi« : S Ü k a n n  sie dem einzelnen Mitglied nicht 

gegen dessen Willen wegn-smik;.1 ^-ässig ist die Beschränkung dieser 

Freiheitsrechte daher nu;- dann, v/o «r. .! = Eigentümer gemeinschaftlich auf deren 

Ausübung in« Kanrnen einer Vereinbare iio verzichten. Diese Voraussetzungen erfüllt 

der Mehrlieilsbeschluss vcni 23.06'.,.:C.-ir,. Er hat dahtr keinen Bestand. 

Die Nebener.tscheidungen beruhen 'n, 708 Nr. 11, 711 ZPO. 

Rechtsbehfilfsbelohrung: 

Gegen dieses Urteil ist das Recbism<a^ Jri Berufung für jeden zulässig, der durch 
dieses Urteil >n seinen Recnten bsn-sc.-; ; , .st,  

a) wenn der Wert des Beschwerdegeoe-Pfandes 600,00 EUR übersteigt oder 

b) wenn die Berufung in dem Urteil -oiuiv.i. rUs Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Die Berufung muss innerhalb einer. rlr/^v ;  t von einem Monat nach Zustellung 
dieses Urteils schriftlich bei dem Landc^viu A Dortmund, Kaiserstraße 34, 44135 
Dortmund, eingegangen sein. Die Berimiricjsschrift muss die Bezeichnung des 
Urteils, gegen das die Berufung gericha^: wird, sowie die Erklärung, dass gegen 
dieses Urteil Berufung eingelegt we-:Je, r :haiten. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in >)>JI oerufungsschrift erfolgt, binnen zwei 
Monaten nach Zustellung dieses Urteils ..-.ehriftlich gegenüber dem Landgericht 
Dortmund zu begründen. 

Die Parteien müssen sich vor dem LenHcjericht Dortmund durch einen Rechtsanwalt 
vertreten lassen, insbesondere müssen oie Berufungs- und die 
Berufungsbegründungsschrift von einer wichen unterzeichnet sein. 

Mit der Berufungsschrift soll eine Aus; ;r j(;ung oder beglaubigte Abschrift des 
angefochtenen Urteils vorgelegt werfen 



Rohlfing 

Beglaubigt 

VAJ 
Dag ' 
Justizoberse&^tä 


